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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde gem. § 65 BayLTGeschO auf Vorschlag der Fraktion FREIE 

WÄHLER

"Mehr Freiheit für unsere Wirtschaft"

Sie kennen das Prozedere: grundsätzlich fünf Minuten Redezeit pro Rednerin oder 

Redner bzw. für eine Rednerin oder einen Redner zehn Minuten. Erster Redner ist mit 

zehn Minuten Redezeit Herr Kollege Markus Saller für die Fraktion der FREIEN WÄH-

LER. Herr Kollege, bitte schön.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrte 

Damen und Herren Kollegen, sehr geehrter Herr Vizeministerpräsident! Die Landtags-

fraktion der FREIEN WÄHLER hat lange überlegt, welches Thema man für die Aktuel-

le Stunde nehmen kann. Wir halten es für wichtig, dass wir uns vor der Sommerpause 

noch einmal mit dem Thema Wirtschaft beschäftigen, im Schwerpunkt mit der Frage 

"Mehr Freiheit für unsere Wirtschaft".

Warum haben wir dieses Thema gewählt? – Wir hatten in letzten beiden Wochen sehr 

viele Begegnungen mit Wirtschaftsverbänden: mit der DEHOGA, mit der IHK auf dem 

Sommerempfang, mit der Handwerkskammer, auf dem Pharmagipfel, mit dem Spar-

kassenverband, mit der Automobilindustrie bei der Anhörung im Wirtschaftsausschuss 

oder bei der Summer Lounge vom ChemDelta Bavaria bei Wacker.

Es ist bezeichnend, dass die Verbände branchenübergreifend ähnliche und gleiche 

Dinge beklagen. Das heißt für uns, dass die Dinge in unserem Land bezüglich Stand-

ort und Wettbewerbsfähigkeit nicht mehr stimmen. Deswegen wollen wir das noch 

einmal ins Zentrum einer Aktuellen Stunde rücken.

Meine Damen und Herren, wir erleben im Moment – wir sind im dritten Jahr – die 

längste Rezession der Nachkriegszeit. Selbst wenn wir jetzt nach der Bundestagswahl 

eine erste Stimmungsaufhellung haben, so heißt das noch lange nicht, dass wir über 
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dem Berg sind. Vielmehr ist es nach wie vor nicht fünf vor sondern zwölf Uhr. Deswe-

gen müssen jetzt dringend Handlungen erfolgen.

Unabdingbar ist eine Verbesserung der Rahmenbedingungen des Standorts. Nach 

einer IHK-Umfrage vom Frühjahr 2025 erblicken 65 % der deutschen Industrieunter-

nehmen – das sind so viele wie noch nie – in den wirtschaftspolitischen Rahmenbedin-

gungen ein echtes Konjunkturrisiko.

Deswegen brauchen wir jetzt im Bund, aber auch in Europa schnelles Handeln. Wir 

brauchen in der Wirtschaft Freiheit, Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft.

Was beklagen unsere Unternehmen am meisten? – Das ist nach wie vor die Büro-

kratie. Auch wenn es viele nicht mehr hören können: Wir müssen mit der Entbürokra-

tisierung weiter voranschreiten. Die Regulierungsdichte ist in Europa nach wie vor 

zu hoch. Sie verhindert zum Teil Innovationen; diese können zum Teil gar nicht statt-

finden, weil wir Bereiche bereits durchregulieren, bevor wir wissen, was wir dort an 

Innovationen starten könnten.

Wir tun in Bayern wahnsinnig viel, um Innovationen zu fördern: Hightech Agenda 

Bayern, TechHUB SVI, Digitalbonus. Meine Damen und Herren, wir haben 19 digitale 

Gründerzentren und die Transformationsfonds. Wir tun ganz, ganz viel. Wir schüren 

den Ofen, wir heizen ein. Das hilft uns aber alles nichts, wenn draußen der Kamin 

nicht zieht und man erst einmal 27 Schlösser aufsperren muss, bevor man an den 

Kamin herankommt und das Ganze einen Effekt haben kann.

In Europa muss deswegen dringend entrümpelt werden. Wir müssen uns auch noch 

die Taxonomie genauer anschauen. Die dort verhandelten Berichtspflichten führen ins 

Uferlose. Wir müssen diese Dinge vereinfachen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Meine Damen und Herren, wo wir auf Landesebene etwas tun können, da machen 

wir es. Unsere Beschleunigungsgesetze und unsere Modernisierungsgesetze haben 
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das auch schon mehrfach gezeigt. Ich nenne als Beispiel, was wir in der Bayerischen 

Bauordnung gemacht haben, ob es um die Stellplätze oder den Dachgeschoßausbau 

geht: Wir haben mittlerweile eine der innovativsten Bauordnungen in Deutschland ge-

schaffen. Das geht sogar so weit, dass wir in der letzten Sitzung des Ausschusses für 

Wohnen, Bau und Verkehr einen Antrag der GRÜNEN-Fraktion hatten, demzufolge die 

Bayerische Bauordnung als deutsche Musterbauordnung übernommen werden solle. 

Das zeigt doch, dass wir hier fraktionsübergreifend auf dem richtigen Weg sind.

Trotzdem sind wir – auch in der Bauwirtschaft – noch lange nicht fertig. Wir müssen 

von den Standards runter und weg von preistreibenden Normen. Wir müssen Bauen 

wieder bezahlbar machen, gerade bei uns; wir sind eine Wachstumsregion, die drin-

gend Wohnraum benötigt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Da müssen wir hin.

Eine schnelle Maßnahme, die uns wirklich helfen kann und jetzt zum Glück auf den 

Weg gebracht worden ist, ist die Senkung des Umsatzsteuersatzes in der Gastrono-

mie. Das wird der Branche tatsächlich wieder Luft zum Schnaufen verschaffen.

Das reicht aber noch nicht. Wir müssen Regulierungen weiter zurückfahren und beste-

hende Belastungen abbauen. Dazu gehört auch die Abschaffung von weitgehenden 

Berichts-, Nachweis- und Statistikpflichten.

Meine Damen und Herren, aus Europa kam die Idee von Verbraucherschutz. Man hat 

ganz klar getrennt, was im B2B- und was im B2C-Verkehr läuft. Man hat Unternehmer 

und Verbraucher also als verschiedene Player gesehen.

Meine Damen und Herren, so etwas brauchen wir jetzt auch auf der anderen Seite. 

Wir brauchen Regelungen, die sich speziell an kleine und mittelständische Unterneh-

men wenden. Wir können einen Handwerksbetrieb mit fünf Mitarbeitern nicht wie 

einen Großkonzern behandeln.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir müssen an der Stelle auch noch einmal sagen, dass wir das Verbrennerverbot kip-

pen müssen. Wir werden laut Studien auch nach 2030 noch über 70 % Verbrenneran-

teil auf unseren Straßen haben. Meine Damen und Herren, lasst uns technologieoffen 

in die Zukunft gehen und neben Batterieelektrik auch alle anderen Möglichkeiten, zum 

Beispiel Wasserstoff und andere klimaneutrale Kraftstoffe, für Antriebe nutzen.

Dieses Land braucht wieder Wettbewerbsfähigkeit. Wir haben sehr viele Wettbewerbs-

hemmnisse. Ein Riesenproblem ist in der jetzigen Zeit natürlich, dass unsere Ex-

portwirtschaft auf offene Märkte angewiesen ist. Zoll und Protektionismus sind der 

falsche Weg. Wir müssen versuchen, Freihandel hinzubekommen. Wir müssen unsere 

deutschen Unternehmen aber auch fit machen, was die Steuer- und Abgabenquote 

angeht. Diese liegt nämlich bei 37,9 %, im Schnitt der OECD-Länder sind es 33,6 %. 

Wir brauchen also eine Unternehmenssteuerreform und deutliche Entlastung unserer 

Unternehmen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Das erreichen wir durch eine Senkung der Unternehmenssteuer auf 25 %. Wir sind 

außerdem für eine vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Mit diesen 

Maßnahmen könnten wir schon sehr viel erreichen.

Ein weiteres großes Problem, das unsere Unternehmen uns zurückmelden, sind die 

Energiepreise. Die Energiepreise in Deutschland sind nicht wettbewerbsfähig. Wir 

haben die höchsten Industriepreise auf der ganzen Welt. Ich war erst kürzlich mit 

Herrn Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger auf einer Delegationsreise in den USA. 

Wenn man sich ansieht, wie dort mit Energie umgegangen und mit welchen Energie-

preisen dort produziert wird, müssen wir uns nicht wundern.

(Florian von Brunn (SPD): Wollen Sie die Politik von Trump, oder was?)

Protokollauszug
56. Plenum, 22.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 4



Wir müssen aber wettbewerbsfähig sein. Unsere Chemieindustrie muss mit dem Rest 

der Welt mithalten. Das geht nur, wenn wir unsere Energiewende, die mit dem Ukrai-

nekrieg abrupt gestoppt wurde, noch einmal neu aufsetzen, noch einmal neu darüber 

nachdenken. Wir müssen uns einen Zeitplan geben, wie wir die Energieerzeugung 

und den Energietransport neu regulieren. Meine Damen und Herren, wir brauchen ein 

Umdenken bei der Energiewende!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Widerspruch bei den GRÜ-

NEN und der SPD – Katharina Schulze (GRÜNE): Nein, wir müssen sie weiter-

führen!)

Ja, wir haben noch eine geringe Arbeitslosenquote. Aber die Arbeitslosenzahlen stei-

gen auch in Bayern. Schauen wir auch hier auf das Beispiel der USA: In den USA 

hat der durchschnittliche Arbeitnehmer einen Jahresurlaub von fünf bis zehn Tagen. 

Krankheitstage werden auf den Urlaub angerechnet. Außerdem gibt es keine Lohnfort-

zahlung im Krankheitsfall. Ich möchte diese Situation in Deutschland nicht haben. 

Aber die Diskussion über eine Vier-Tage-Woche und über Work-Life-Balance, die wir 

uns hier leisten, ist der falsche Weg, um dieses Land wieder nach vorne zu bringen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Meine Damen und Herren, die Arbeit muss auch bei uns bezahlbar bleiben. Die 

Lohnnebenkosten müssen herunter und wir müssen die Sozialversicherung dringend 

reformieren, sowohl die Krankenversicherung und die Rentenversicherung als auch 

die Pflegeversicherung. Meine Damen und Herren, ohne Wirtschaft brauchen wir in 

diesem Hohen Hause über die Sozialpolitik, die Bildungspolitik und ähnliche Themen 

gar nicht diskutieren; denn wir können nur das Geld weitergeben und umverteilen, das 

vorher irgendwann einmal verdient worden ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Ich denke, in diesem Land ist es höchste Zeit, dass wir das Augenmerk wieder auf 

die Wirtschaft richten. Sie werden gemerkt haben, dass ich bislang in meinem Rede-

beitrag kein Ampel-Bashing betrieben habe. Denn die rot-grüne Koalition hat damals 

auch Reformen auf den Weg gebracht. Meine Damen und Herren auf der linken Seite, 

ich bitte Sie um eines: Gehen Sie im Bund diesen Weg. Verweigern Sie sich nicht. 

Denken Sie marktwirtschaftlich. Stoßen Sie Reformen an, damit Deutschland wieder 

dahin kommt, wo es einmal war, für Europa, für Deutschland und für den Freistaat 

Bayern.

(Anhaltender Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Florian Streibl 

(FREIE WÄHLER): Bravo, bravo! Gute Rede!)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Bevor ich den nächsten Redner 

aufrufe, begrüße ich auf unserer Ehrentribüne eine Delegation vom Europanetzwerk 

Deutsch des Auswärtigen Amtes und des Goethe-Instituts. Herr Generalsekretär Bliz-

kovsky, Ihnen und allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus den EU-Mitgliedstaaten 

und aus allen Beitrittsländern wünschen wir aufschlussreiche und interessante Tage 

hier im Bayerischen Landtag und in Bayern insgesamt. Herzlich willkommen.

(Allgemeiner Beifall)

Der nächste Redner ist Herr Kollege Oskar Lipp für die AfD-Fraktion. Sie haben zehn 

Minuten

(Beifall bei der AfD)

Oskar Lipp (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen und Kollegen, 

sehr geehrte Damen und Herren auf der Zuschauertribüne! Die FREIEN WÄHLER 

haben heute eine Aktuelle Stunde unter dem Titel "Mehr Freiheit für unsere Wirtschaft" 

beantragt. Lassen Sie mich vorab eines klarstellen: Dies ist heute keine ernsthafte 

Debatte über die wirtschaftliche Freiheit in unserem Land, sondern das ist politische 

Heuchelei.
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(Beifall bei der AfD)

Die FREIEN WÄHLER inszenieren sich gerne als Fürsprecher der Wirtschaft und der 

Freiheit, doch ihre Politik ist auch ein Musterbeispiel für Doppelmoral und Mitläufer-

tum. Wirtschaftsminister Aiwanger spricht sehr gern von Freiheit, unterstützt aber nach 

wie vor jede wirtschaftsfeindliche Maßnahme von CSU und GRÜNEN, angefangen 

beim Bayerischen Klimaschutzgesetz mit seinem Heizungs- und Solardachzwang bis 

hin zur Bürokratieexplosion.

Aiwanger hat auch die Öffentlichkeit getäuscht, als er behauptet hat, die Klimazie-

le seien bis zum Jahr 2045 um fünf Jahre verschoben worden. Erst kürzlich war 

Herr Staatssekretär Gotthardt von den FREIEN WÄHLERN bei uns im Wirtschafts-

ausschuss. Er musste dort auf Nachfrage einräumen: Die Klimaziele bleiben beim 

Jahr 2040. Dazu haben wir auch eine Pressemitteilung verfasst.

(Staatssekretär Tobias Gotthardt: Zitieren Sie mich bitte richtig, Herr Kollege!)

– Sie können gerne später darauf eingehen. – Seit 2022 hat Bayern 50.000 Indust-

riearbeitsplätze verloren, davon 16.000 in der Automobilindustrie. Das ist für Bayern 

essenziell; denn hier wird Wertschöpfung betrieben, hier entstehen Arbeitsplätze bzw. 

werden Arbeitsplätze abgebaut. Deshalb verwundert es nicht, dass aktuell jedes vierte 

Industrieunternehmen in Bayern über einen Wegzug nachdenkt. Das ist unter ande-

rem die Bilanz der FREIEN WÄHLER, aber auch der anderen Parteien.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Wegen der AfD!)

– Wir sind leider nicht in der Regierung. Da können Sie schimpfen, wie Sie wollen. 

Heute sind wir laut einer neuen Umfrage mit 25 % die stärkste Partei in Deutschland. 

Sie werden ja nicht einmal unter den Sonstigen aufgeführt.

(Beifall bei der AfD)
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Digitalminister Mehring will die FREIEN WÄHLER gar links von der CSU positionie-

ren, um damit in den linken Zeitgeist einzutauchen. Meine Damen und Herren, Ihre 

sogenannte Freiheit ist ein leeres Versprechen. Sie ist ein Feigenblatt für die schwarz-

grüne Verbots- und Umverteilungspolitik. Die AfD steht dagegen für eine echte wirt-

schaftliche Freiheit,

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Das ist ja lächerlich!)

inspiriert von Vorbildern wie Mileis Argentinien. Milei zeigt, wie man ein Land aus einer 

wirtschaftlichen Krise herausführen kann. Milei führt Argentinien seit fast zwei Jahren 

mit radikalen Reformen aus der Krise. Sein Erfolg ist beeindruckend.

(Widerspruch bei den FREIEN WÄHLERN)

– Hören Sie gut zu, dann können Sie etwas lernen. Das kommt bei Ihren linken NGOs 

wahrscheinlich nicht so oft vor. – Die Inflation ist in Argentinien von 292 % auf unter 

40 % gesenkt worden. In nur einem Monat ist ein Haushaltsüberschuss entstanden. 

Das Wirtschaftswachstum Argentiniens wird von den IHKs gerne unterschlagen. Da 

steht zum Beispiel Costa Rica auf Platz 1. Argentinien wird vergessen. In Argentinien 

hat aber das Wirtschaftswachstum im letzten Jahr bei über 5 % gelegen.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Alte Kameraden aus Argentinien!)

Argentinien zeigt, was mit echter, marktwirtschaftlicher Politik möglich ist. Lassen Sie 

mich fünf zentrale Punkte des Erfolgs von Argentinien vorstellen und aufzeigen, wie 

die AfD diese Punkte in Bayern umsetzen würde:

Erstens. Wir wollen echte Marktwirtschaft statt staatlichem Dirigismus. In Deutschland 

und Bayern erstickt der Staat die Wirtschaft mit seinen unzähligen Vorschriften, Ab-

gaben und ideologischen Vorgaben, zum Beispiel der öko-sozialistischen Transforma-

tion. Milei gibt dagegen selbstständigen Unternehmern wieder mehr Freiheit, etwa 

durch die Steuerfreiheit für Soloselbstständige auf die ersten 75.000 US-Dollar.
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Sie kritisieren immer, dass die AfD keine eigenen Lösungsvorschläge bringen würde. 

Deshalb jetzt zur AfD-Position: Wir fordern die Abschaffung der wirtschaftsfeindlichen 

Gesetze, zum Beispiel des Bayerischen Klimaschutzgesetzes. Dieses Gesetz sollte 

ersatzlos gestrichen werden. Wir brauchen keine Kosmetik, wie sie die FREIEN WÄH-

LER vorschlagen, oder eine Verschärfung, wie sie von Rot-Grün gefordert wird.

Wir fordern die Abschaffung des Lieferkettengesetzes. Wir nehmen die CSU beim 

Wort, ob sie dieses auf Bundesebene abschafft oder vielleicht nur ein bisschen daran 

herumdoktert und es dann durch die Hintertüre auf europäischer Ebene einführt. Das 

gilt zum Beispiel demnächst auch für das Verbot der Verbrenner sowohl für die Fir-

men-Pkws als auch für die Mietwagenflotte. Das macht 60 % des Pkw-Marktes aus. 

Das muss heute hier einmal klipp und klar angesprochen werden: Die Verbrenner ma-

chen 60 % des Automobilmarktes aus. Sie wollen diese abschaffen, stellen sich aber 

bei jedem lokalen Volksfest gerne hin und sagen: Wir setzen uns für die Verbrenner 

ein. – Was machen Sie denn in der EU? – Liebe CSU, Sie sind auf allen Ebenen 

vertreten, in den Gemeinden, im Landtag, im Bundestag und in der EU-Kommission. 

Die Präsidentin der Europäischen Kommission ist auch Mitglied der Union. Meine 

Damen und Herren, was machen Sie hier? –

(Beifall bei der AfD)

Wir wollen auch die Solardachpflicht abschaffen, damit die Unternehmen wieder mehr 

Luft zum Atmen haben.

Zweitens. Wir brauchen eine radikale Staatsschrumpfung. Meine Damen und Herren, 

Milei hat zehn Ministerien geschlossen und 34.000 Staatsbedienstete entlassen.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Dann wandern Sie doch aus, wenn dort alles so 

gut ist!)

In Bayern hingegen stieg die Zahl der Staatsbediensteten unter der Regierung der 

CSU und der FREIEN WÄHLER in den letzten zehn Jahren, 2013 bis 2023, von circa 
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174.000 Personen auf 222.000 Personen. Das ist ein Plus von über einem Viertel in 

nur zehn Jahren.

(Staatsminister Hubert Aiwanger: Lehrer und Polizisten inklusive!)

Dieser Staat bindet Fachkräfte, weshalb in der Wirtschaft echte Fachkräfte leider feh-

len. Was fordert die AfD? – Wir fordern eine Verkleinerung des Verwaltungsapparats, 

nämlich um 25 %, damit diese Fachkräfte endlich wieder für die Wirtschaft freigesetzt 

werden.

Drittens. Wir fordern eine massive Deregulierung. Milei hat in einem Jahr 672 Vor-

schriften gestrichen oder geändert. In Bayern hingegen wuchs die Zahl der Rechtsnor-

men unter der Regierung der CSU und der FREIEN WÄHLER von 2018 bis 2023 um 

6,4 %. Das ist doppelt so viel wie auf Bundesebene. Sie haben so gerne auf Berlin 

geschimpft, aktuell nicht mehr; denn Sie sitzen jetzt selbst im Koalitionsboot. Die 

Bürokratie kostet die bayerischen Unternehmen im Durchschnitt pro Betrieb zwischen 

12.000 Euro und 28.000 Euro jährlich. Was will die AfD erreichen? – Meine Damen 

und Herren, wir wollen die Bürokratie mit der Kettensäge abbauen, und nicht mit 

der Nagelfeile wie Sie. Das wollen wir durch die Abschaffung des Lieferkettengeset-

zes, der Datenschutzgrundverordnung und der Mitteilungsverordnung für Kleinbeträge 

sowie durch die Genehmigungsfiktion bei ausbleibender Behördenantwort erreichen.

Viertens. Haushaltsdisziplin statt Schuldenorgie! Milei hat in nur 100 Tagen einen 

Haushaltsüberschuss für Argentinien erzielt, indem er Subventionen kürzte und 

Staatsausgaben reduzieren konnte. Meine Damen und Herren, in Bayern unterstütz-

ten die FREIEN WÄHLER dagegen die Aufweichung der Schuldenbremse im Bun-

desrat, obwohl sie das vorher ganz groß anderweitig angekündigt haben, nur um 

die Koalition mit der CSU zu retten, aber natürlich auch um die eigenen Posten zu 

sichern. Die AfD fordert eine strikte Haushaltsdisziplin, einen ausgeglichenen Haushalt 

und die Abschaffung unnötiger Subventionen wie beispielsweise die EEG-Umlage, die 

die Energiekosten in die Höhe treibt.
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(Martin Wagle (CSU): Ich dachte, Sie wollen nach Argentinien ziehen!)

Fünftens. Freie Märkte statt Protektionismus. Milei hat Argentinien für den Weltmarkt 

geöffnet, indem er Importlizenzen und Sonderzölle abgeschafft hat. In Bayern dage-

gen behindern Gesetze wie das Lieferkettengesetz und die EU-Taxonomie die Unter-

nehmen durch Bürokratie. Was fordert die AfD? – Die Abschaffung protektionistischer 

Vorschriften und die Befreiung der KMU, also der Mittelständler, von der Datenschutz-

grundverordnung, um Innovation und Wettbewerb zu fördern.

Für das Fazit verbleibt noch eine knappe Minute: Meine Damen und Herren, die AfD 

ist eine Kraft für die wirtschaftliche Freiheit.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Das ist lächerlich!)

Die FREIEN WÄHLER dagegen sind kein Garant für die wirtschaftliche Freiheit, 

sondern ein Steigbügelhalter der aktuellen Politik, die auch Bayern in die Deindust-

rialisierung treibt. Ihre Unterstützung für das bayerische Klimaschutzgesetz, für die 

Solardachpflicht und die Bürokratieerhöhung zeigt: Ihre Freiheitsrhetorik ist einfach 

nicht glaubwürdig.

Die AfD orientiert sich unter anderem an Vorbildern wie Milei,

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Oder Putin! – Felix Locke (FREIE WÄHLER): 

Oder Trump!)

der Argentinien endlich mit radikalen Reformen aus der Krise geführt hat. Wenn Sie 

sich mit Unternehmern unterhalten, blicken immer mehr deutsche Unternehmer sehn-

süchtig nach Argentinien. Sie wollen endlich, dass dieser Staat die Bürokratie abbaut. 

Sie wünschen sich auch wieder eine positive wirtschaftliche Zukunft und verlangen 

Veränderung, Erleichterung, Freiheit.

Wir wollen Bayern mit einem radikalen Bürokratieabbau, einer realistischen Energie-

politik und einer echten Freiheit für Unternehmer und Bürger zum Wirtschaftsstandort 
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Nummer eins machen. Meine Damen und Herren, Bayern braucht keine Alibi-Maßnah-

men, sondern endlich einen Reformschock mit Methode, mit der Kettensäge statt mit 

der Nagelfeile. Die AfD steht für Leistungsträger im Handwerk, im Mittelstand und in 

der Industrie. Lassen Sie uns gemeinsam die wirtschaftliche Freiheit wiederherstellen, 

für Bayern, für Deutschland, für unseren Wohlstand.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Die nächste Rednerin ist Frau Kollegin Kerstin 

Schreyer für die CSU-Fraktion.

Kerstin Schreyer (CSU): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Lipp, ich finde es schon spannend, wenn Sie eine politische Debatte als Heuche-

lei empfinden. Die FREIEN WÄHLER haben heute den Antrag gestellt, dass wir die 

Aktuelle Stunde zur Debatte über unsere Wirtschaft nutzen. Ich finde, das ist keine 

Heuchelei, sondern das Gegenteil. Wir diskutieren miteinander, und vier von fünf Frak-

tionen wollen miteinander diskutieren und dieses wunderbare Land weiterentwickeln.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD – 

Zurufe von der AfD)

Sie beschreiben, dass Sie die Wirtschaft vorwärtsbringen. Das Einzige, was Sie vor-

wärtsbringen, ist gesellschaftliche Teilung, Spaltung, Hass und Hetze.

(Zuruf von der AfD: Unverschämt! – Weitere Zurufe von der AfD)

Ich kann Ihnen nur sagen: Die Art, wie Sie gerade reihenweise Politikerinnen und 

Politiker persönlich zu attackieren versucht haben – das Wort Kettensäge fand ich 

wieder sehr passend –, zeigt genau die Brutalität, die Sie ansetzen.

(Zurufe von der AfD)

Wir anderen wollen miteinander dieses wunderschöne Land weiterentwickeln. Wenn 

Sie so sehnsüchtig nach Argentinien schauen, hätte ich eine Idee.
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(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD – 

Ministerpräsident Dr. Markus Söder: Fahren Sie doch hin!)

Wir sprechen heute über die Freiheit für unsere Wirtschaft. Das ist auch bitter nötig, 

wenn wir die Unternehmen anschauen. Sie kämpfen. Sie kämpfen mit den Energie-

preisen, der Bürokratie und dem Fachkräftemangel. Das Wirtschaftswachstum liegt 

am Boden. Deswegen ist es umso wichtiger, dass wir die Hürden abbauen, dass keine 

neuen aufgebaut werden und im Besonderen, dass wir sehr wertschätzen, dass der 

Mittelstand kämpft. Der Mittelstand ist unser Rückgrat. Er ist das Rückgrat der baye-

rischen Wirtschaft. Und genau deswegen braucht es Vertrauen, mehr Spielräume, 

keine Gängelung und Innovationskraft. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind da, 

die Unternehmerinnen und Unternehmer sind da, aber wir müssen sie auch agieren 

lassen. Es wird eine ganz große Herausforderung, sie nicht weiter zu blockieren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb möchte ich auch ganz klar sagen: Wir brauchen weniger Bürokratie, schnel-

lere Genehmigungen und Digital statt Papier. Wir brauchen wirtschaftliches Handeln, 

und zwar zuverlässiges Handeln, was die neue Bundesregierung dankenswerterweise 

auch erfüllt. Wir im Freistaat erfüllen das schon sehr lange.

(Beifall bei CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wirtschaftliches Handeln darf nicht unter Verdacht gestellt werden, sondern es beste-

hen darin Chancen. Wir müssen gerade in Bayern immer mehr Vertrauen in die Un-

ternehmerinnen und Unternehmer entwickeln, anstatt sie ständig zu blockieren; denn 

Bayern ist das Herzstück der deutschen Wirtschaft. Es wird darum gehen, dass wir 

uns immer stärker entwickeln. Wir müssen der sogenannten "German Angst" jetzt den 

"Bavarian Mut" entgegensetzen.

Die selbstständigen und die mittelständischen Unternehmen, die Familienbetriebe und 

das Handwerk sind das Fundament und unsere Stärke. Genau deswegen wird es 

Protokollauszug
56. Plenum, 22.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 13



wichtig sein, die tiefen Spuren, die die Ampel im Negativen hinterlassen hat, sukzes-

sive zu korrigieren. Wir haben eine sehr gute Bundesregierung, die auf dem Weg 

ist. Ich danke dem Herrn Ministerpräsidenten, dass er diesen im Koalitionsausschuss 

selbstverständlich intensiv begleitet, damit neben den bayerischen Ministern auch 

im Koalitionsausschuss darauf aufgepasst wird, dass wir die richtigen Weichen für 

Bayern stellen.

Es bestehen bürokratische Hürden, wie ich gerade schon angesprochen habe. Wir 

hinken anderen Industriestaaten hinterher, und genau deswegen ist es alarmierend, 

wo wir gerade stehen, und wir müssen schauen, wie wir diesen Kurswechsel wieder 

hinbekommen. Wir brauchen wieder andere Rahmenbedingungen. Wir müssen weg 

von ideologischer Bevormundung. Wir müssen wieder zur Freiheit und zur Eigenver-

antwortung. Hier muss Bayern das Kraftzentrum, die Lokomotive für den Aufschwung 

sein.

Unsere bayerische Landesregierung ist sich der Verantwortung bewusst. Ich danke 

dafür, wie intensiv die Wirtschaftsgespräche mit allen Seiten laufen. Man sieht es am 

Beispiel der Luft- und Raumfahrtindustrie. Gerade hier haben wir in Bayern mit Taufkir-

chen/Ottobrunn, Oberpfaffenhofen und vielen kleinen Einheiten eine feste Größe für 

eine Zukunftsbranche. Wir müssen die Stellung aber halten und ausbauen. Alleine auf 

dem neuen Campus der TU München in Taufkirchen/Ottobrunn werden im Endausbau 

50 Professuren mit bis zu 4.000 Studierenden entstehen. Wir haben also hochqualifi-

ziertes Personal für die Industrie, das mit dieser vernetzt wird. Es wird darum gehen, 

die Potenziale für die Zukunft weiter zu entdecken und zu fördern sowie einige Maß-

nahmen anzustoßen.

Eine davon wird der Bürokratieabbau sein. Dieser darf kein Lippenbekenntnis sein; 

denn wir werden bald einen Bürokratieinfarkt erleiden, wenn wir so weitermachen. 

Das bedeutet immer mehr Kosten und Zeitaufwand für die Unternehmen. Deswegen 

brauchen wir eine konsequente Entbürokratisierung. Wir haben den Infrastrukturfonds 

des Bundes im Umfang von 500 Milliarden Euro. Dieser muss die Grundlage für 
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die Modernisierung Deutschlands sein, und zwar in den Bereichen Erneuerung von 

Straßen, Schienen und Brücken sowie digitale Netze. Im Moment ist die Situation mit 

den volatilen Märkten besonders unsicher, und wir haben auch unsichere Lieferketten. 

Deshalb müssen wir auch in Bayern zusehen, dass dies wieder besser funktioniert.

Für Bayern ist aber auch die Industrie sehr wichtig. Mit 25 % Industrieanteil an der 

Bruttowertschöpfung haben wir einen hohen Anteil von verarbeitendem Gewerbe. Das 

bedeutet, wenn die bayerische Industrie Schnupfen hat, ist die bayerische Wirtschaft 

krank. Die energieintensiven Industrien wie die Automobilindustrie, Chemieindustrie 

und Stahlindustrie – um jetzt nur einige zu nennen – brauchen wieder die Technologie-

führerschaft. Es geht um Resilienz und eine strategische Autonomie in Deutschland. 

Deswegen brauchen wir für diese Branchen verlässliche Rahmenbedingungen, wett-

bewerbsfähige Strompreise,

(Roland Weigert (FREIE WÄHLER): Absolut!)

Investitionssicherheit und zukunftsfähige Förderinstrumente.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich bin ein großer Fan davon, Förderinstrumente im Freistaat zu haben, damit wir 

die Anreize entsprechend verstärken. Im Moment habe ich allerdings das Gefühl, wir 

haben einen Förderdschungel, den wir ein bisschen aufdröseln müssen, damit jeder 

Unternehmer und jede Kommune sofort das findet, was gebraucht wird, um Unterstüt-

zung zu erhalten. Wir brauchen eine technologieoffene Energiepolitik. Es geht um 

Innovationen und klimafreundliche Technologien, vom Wasserstoff bis zu modernen 

Solarsystemen. Die Reduktion der CO2-Emissionen muss künftig über marktwirtschaft-

liche Anreize erfolgen, nicht nur durch Verbote oder staatliche Regulierung.

Eine weitere Schlüsseltechnologie ist die Künstliche Intelligenz. In der Medizin, im Ver-

kehr und in der Produktion – überall wird KI neue Möglichkeiten eröffnen. Deutschland 

muss hier eine führende Rolle einnehmen. Dafür brauchen wir eine klare Strategie 
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und keine überbordenden Regulierungen. Tüftler und Entwickler brauchen Freiräume, 

um ihre Innovationen voranzutreiben. Die fortschrittlichste Technik funktioniert aber 

nur dann, wenn wir ein klares Konzept für Daten- und Medienkunde in den Schulen 

haben, wenn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dabei unterstützt werden, sich im 

Bereich KI weiterzuentwickeln, und wenn wir Weiterbildungsprogramme organisieren. 

Deutschland darf nicht länger das Land der Machbarkeitsnachweise für Produkte sein, 

während die Skalierung im Ausland passiert. Wir brauchen bessere Rahmenbedin-

gungen für Start-ups und Scale-ups sowie Zugang zum Wachstumskapital. Moderne 

Finanzierungsinstrumente für ein starkes Ökosystem werden entscheidend dafür sein, 

dass wir dieses Land wieder voranbringen.

Überhaupt brauchen wir andere Rahmenbedingungen für unsere Unternehmen, damit 

sie wieder international wettbewerbsfähig sind. Das beginnt mit der Besteuerung der 

Unternehmen, geht weiter mit Abschreibungsmöglichkeiten und reicht bis hin zur 

Senkung der Produktionskosten. Ich denke hier vor allem an die Energiepreise. Wir 

brauchen aber auch flexiblere Arbeitszeiten. Es gibt sehr viele Stellschrauben, an 

denen wir drehen können. Das müssen wir aber auch miteinander tun. Packen wir 

es gemeinsam an! Dieses wunderschöne Deutschland und das besonders schöne 

Bayern haben es verdient, dass wir alle die Ärmel hochkrempeln und dieses Land 

miteinander voranbringen. Unserer Wirtschaft muss es bessergehen; denn geht es ihr 

nicht gut, geht es auch der Gesellschaft nicht gut und unser Wohlstand ist gefährdet.

Packen wir es alle miteinander an! Wir müssen nicht in andere Länder blicken. Wir 

haben die Instrumente hier, und jetzt gehen wir es an.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Barbara 

Fuchs für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Barbara Fuchs (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Parteien! Wir reden heute über zwei große Worte, Wirt-
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schaft und Freiheit, und wir tun dies in einem Land, das mit Recht stolz auf seine 

wirtschaftliche Kraft ist. Bayern ist Industrieland, Handwerkerland und Gründerland. 

Aber wenn wir ehrlich sind, wissen wir auch, dass die alte Art des Wirtschaftens ihre 

Grenzen erreicht hat. Wir haben so viele Themen, die sich auswirken: Klimakrise, 

Energiepreise, Abhängigkeit von Fachkräften aus dem Ausland – all das betrifft uns 

ganz direkt. Wir GRÜNE glauben an die Freiheit, aber an eine, die Zukunft sichert und 

nicht zerstört,

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Das hat man ja drei Jahre lang gesehen!)

Freiheit, die nicht auf Kosten anderer geht, nicht auf Kosten der jungen Generation 

und nicht auf Kosten der wirtschaftlichen Substanz Bayerns. Wirtschaften, aber im 

Gleichgewicht und nicht zerstörerisch; denn Freiheit heißt auch Verantwortung, sozial 

und ökologisch. Die Freiheit von morgen sichern wir nur, indem wir heute handeln, 

nicht mit Reden, sondern mit Taten.

Die bayerische Wirtschaft ist dafür bereit. Die Unternehmerinnen und Unternehmer 

aus dem Mittelstand, dem Handwerk und der Industrie sind bereit und schon lange auf 

dem Weg.

(Zuruf von der AfD)

Sie investieren und modernisieren, warten aber auch auf Planungssicherheit, schnelle 

Genehmigungen und eine klare Linie bei der Energiewende. Bürokratie abbauen – ja 

klar, aber natürlich nicht bei den Berichten, mit denen wir alle arbeiten müssen, und 

den Informationen, die wir brauchen, um zu sehen, wie sich die Faktenlage entwickelt. 

Wir müssen das Handeln überprüfen können und Verbesserungen erzielen. Also: 

Bürokratieabbau, aber nicht Realitätsverweigerung, und Investitionen klug platzieren, 

damit das Vertrauen in die Haushaltspolitik wieder wächst und erhalten bleibt. Bayern 

braucht kein Weiter-so mit neuen Autobahnen und alten Illusionen. Wir brauchen eine 

Politik, die die Wirtschaft ernst nimmt. Freiheit für die Wirtschaft heißt, Abhängigkeiten 

abzubauen.
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Wir sprechen nicht von Freiheit, wenn wir weniger Regeln für die, die sich sowieso 

alles leisten können, haben. Wahre Freiheit besteht in Unabhängigkeit, zum Beispiel 

bei der Energieversorgung. Ich war in den USA dabei. Es war eine tolle, spannende 

und interessante Reise. Ich bin dankbar, dass ich mitfahren konnte. Es gibt viele 

Unternehmen, die viel tun, auch in den USA, aber es gibt auch das sprachliche 

Greenwashing, gerade bei der Energie. Wir haben es alle gehört. Da heißt es dann 

plötzlich: "Nuclear Power is Clean Energy" oder "Fracking is Natural Gas". Das ist 

verbales Greenwashing.

Wir wollen aber erneuerbare Energien, dezentral, sauber und bezahlbar, Unabhän-

gigkeit bei den Lieferketten, Kreislaufwirtschaft und all diese Dinge. Wir wollen bei 

den Fachkräften keinen Populismus gegen Zuwanderung, sondern Anerkennung von 

Abschlüssen und echte Qualifizierung für 2,8 Millionen junge Erwachsene, die keine 

Ausbildung und keinen Abschluss haben. Um diese müssen wir uns kümmern und 

unterstützen, dass Frauen durch Kinderbetreuung mehr in Arbeit kommen, wobei ich 

immer dazusage, dass wir auch Qualität in der Kinderbetreuung brauchen.

Wir wollen bezahlbaren Wohnraum, damit das Umfeld für die Unternehmen gut ist, 

Mobilität und Bildungschancen. Bildung ist ein Riesenthema! Für einen starken Wirt-

schaftsstandort brauchen wir starke Lebensbedingungen. Das ist unser Auftrag für 

Bayern. Die Energie habe ich schon erwähnt: Wir wollen Unabhängigkeit von fossilen 

Energien und regionale, saubere Energie vor Ort. Wir müssen die Wirtschaft ermuti-

gen, nicht bremsen, und sollten Freiheit nicht predigen, sondern ermöglichen. Verant-

wortung ist keine Bürde, sondern eine Stärke, die uns Handlungsspielräume gibt und 

mit der wir arbeiten können. Die Freiheit ist durch Trump und Putin, aber vor allem 

durch die Klimathemen bedroht. Hier müssen wir handeln. Wer heute den Klimaschutz 

bremst, gefährdet morgen die Freiheit, und zwar die wirtschaftliche, gesellschaftliche 

und persönliche. Das darf nicht passieren!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Protokollauszug
56. Plenum, 22.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 18



Bayerns Wirtschaft und die bayerischen Unternehmer:innen können und wollen diese 

Freiheit mit all ihren Facetten, wie ich sie jetzt beschrieben habe, leben, umsetzen 

und damit wirtschaften. Wir müssen ihnen den Weg bereiten und die Rahmenbedin-

gungen dafür zur Verfügung stellen. Das müssen wir tun, nicht darüber reden, sondern 

machen. Das will der Unternehmer, gerade aus dem Mittelstand.Er will nicht reden, 

sondern tun, und das erwartet man von uns – am besten zusammen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist Kollege Florian von Brunn für 

die SPD-Fraktion.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrter Herr Mi-

nisterpräsident, verehrte Damen und Herren! Freiheit für die Wirtschaft! Was verste-

hen Sie unter Freiheit? Freiheit ist für uns von der SPD etwas anderes, etwas, was 

Menschen wollen und brauchen.

(Lachen bei Abgeordneten der CSU, der FREIEN WÄHLER und der AfD)

– Darüber lachen Sie! Das ist Freiheit. Ich will selbst entscheiden und selbstbestimmt 

leben. Wer aber von Freiheit für die Wirtschaft spricht, der will ziemlich oft ideologi-

sche Politik machen.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Freiheit halt!)

Wir haben nichts gegen den Abbau von Bürokratie.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Das haben wir unter Kanzler Scholz selbst begonnen, als wir in der Energiekrise im 

neuen Deutschlandtempo die LNG-Terminals gebaut haben. Dadurch sind in diesem 

Winter keine Heizung und kein Licht ausgegangen.

(Beifall bei der SPD)
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Aber wir haben etwas dagegen, wenn das Wort Freiheit missbraucht wird und man 

eigentlich meint: Abbau von Sozialstaat, Abbau von Arbeitsschutz, Abbau von Umwelt-

schutz oder Alpenschutz und mehr Profit für einige wenige.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Freiheit statt Sozialismus!)

Erinnern Sie sich noch, was das letzte Mal passiert ist, als man so viel über Freiheit 

der Wirtschaft und Deregulierung schwadroniert hat, als man die Banken und Kapital-

märkte einfach machen ließ? – Da kam dann 2008 die Finanz- und Bankenkrise. Sie 

hat Millionen Menschen auf der Welt ihre Arbeitsplätze und ihre Häuser gekostet. 

Staat und Zentralbank mussten viele Hundert Milliarden Euro aufbringen, um Banken 

und Finanzjongleure zu retten. Das war auch das hart verdiente Geld der Steuerzah-

lerinnen und Steuerzahler.

Falsche Freiheit, falsch verstandene Freiheit, hat zu einem weltweiten Vermögensver-

lust von über 50 Billionen Euro und millionenfacher Armut geführt. Ich hoffe, das 

haben Sie über Ihrer ganzen Begeisterung für Bürokratieabbau und Deregulierung 

nicht vergessen.

(Martin Wagle (CSU): Sie wollen also mehr Bürokratie?)

Gerade in Bayern sollte man sich daran sehr gut erinnern; denn das Desaster der 

Bayerischen Landesbank hat uns auch viele Milliarden Euro gekostet.

Nach der Finanzkrise und der Rettung der Banken hat man dann die Schuldenbremse 

eingeführt. Irgendwo musste das viele Geld für die Banken und die Großanleger 

ja wieder eingespart werden. Die Folgen können wir heute besichtigen: in kaputten 

Schulen und einer heruntergewirtschafteten Bahn.

Ich glaube aber, diese Lehre haben Sie bei den FREIEN WÄHLERN noch nicht ver-

standen. Herr Aiwanger, Sie waren ja bis zuletzt gegen das Sondervermögen und die 

Reform der Schuldenbremse.
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(Staatsminister Hubert Aiwanger: Stimmt!)

Ich habe aber noch eine andere Frage an Sie von den FREIEN WÄHLERN: Wie passt 

das eigentlich zu freier Marktwirtschaft, wenn man offen für Subventionen eintritt? 

Oder war das nicht Herr Aiwanger persönlich, der bei jeder Demo für den Agrardiesel 

immer ganz vorne dabei war

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ist Steuerabbau bei euch Subvention?)

und der der DEHOGA jeden Wunsch nach längeren Arbeitszeiten von den Lippen 

abliest?

(Zurufe von Abgeordneten der CSU und der FREIEN WÄHLER)

Und apropos: Wie viel billiger ist das Essen in der Wirtschaft eigentlich durch die 

Mehrwertsteuersenkung geworden, die Sie unbedingt wollten? – Also ich habe davon 

noch gar nichts gemerkt.

(Unruhe bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Liebe CSU, verehrter Herr Ministerpräsident, was hat eigentlich die 10-H-Regelung 

in Bayern, der Windkraftstopp, mit Freiheit für die Wirtschaft zu tun? – Das war die 

wirtschaftsfeindlichste Regulierung, die man sich nur vorstellen kann. Sie hat der 

bayerischen Industrie schwer geschadet, verehrte Damen und Herren.

Mit Ihrer Beschwörung der Freiheit für die Wirtschaft ist es in Wirklichkeit gar nicht so 

weit her.

Wir bei der SPD haben ein anderes Verständnis von Freiheit.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Das wissen wir!)

Wir wollen Freiheit durch Wohlstand für alle.
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Deswegen haben wir das Sondervermögen von 500 Milliarden Euro durchgesetzt, für 

eine gute Zukunft. Zum Beispiel für gute Schulen und Kitas für unsere Familien, für 

eine Bahn, die pünktlich und zuverlässig ist, für die Pendler und Reisenden, für den 

Bau von bezahlbaren Wohnungen und für den Ausbau von erneuerbaren Energien 

und Klimaschutz, damit unsere Kinder eine gute Zukunft haben.

(Beifall bei der SPD – Widerspruch bei der AfD)

Wie wollen wir das in Zukunft finanzieren? – Durch Wachstum – dadurch entsteht 

Wachstum –, aber auch durch gerechte Steuern für die oberen Zehntausend, indem 

wir zum Beispiel Unternehmenserben endlich gerecht besteuern. Das sollten wir tun.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wollt ihr ein Grunderbe für alle?)

Denn wenn die seit 2009 ganz normal Erbschaftssteuer zahlen würden, wie alle 

anderen, dann hätten wir über 80 Milliarden Euro mehr Einnahmen. Davon hätten 

wir 430.000 Sozialwohnungen in Deutschland bauen können, bezahlbare Wohnungen 

und ein Kinderzimmer für jedes Kind. Das zum Beispiel ist Freiheit, verehrte Damen 

und Herren.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sozialismus pur!)

Das ist gute Politik für alle, das ist Gerechtigkeit, und darüber sollten Sie mal nachden-

ken.

(Beifall bei der SPD – Staatsminister Hubert Aiwanger: Darum wollen Sie in Berlin 

enteignen!)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist Herr Kollege Josef Schmid 

für die CSU-Fraktion.

Josef Schmid (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, Herr Ministerpräsident, verehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Also Herr von Brunn, Sie haben hier jetzt mal wieder 

musterhaft die Klaviatur sozialdemokratischer politischer Vorstellungen gespielt
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(Florian von Brunn (SPD): Danke schön! – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): 

Nicht die SPD beleidigen! Das war Sozialismus!)

und damit eindrucksvoll bewiesen, warum eine Bundesregierung unter Kanzler Scholz 

auch scheitern musste: Weil Sie keine Ahnung von Wirtschaft haben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Wirtschaft spielt sich auf sämtlichen staatli-

chen Ebenen und in staatlichem Handeln ab – auf allen Ebenen. Wenn es heißt, mehr 

Freiheit für unsere Wirtschaft, dann ist diese zum Beispiel massiv gefährdet durch die 

Forderung von Donald Trump, wieder neue Zölle einzuführen.

Jeder VWL-Student lernt im ersten Semester, dass der Abbau von Handelshemmnis-

sen, der Abbau von Zollschranken, das Ausnutzen komparativer Wettbewerbsvorteile 

nicht nur dem Land etwas bringt, das den Vorteil hat, das also ein Produkt besser, 

kostengünstiger und effizienter herstellen kann, sondern auch allen anderen Ländern, 

die mit diesem Land Handel treiben, wenn sie auch die Chance dazu haben. Deswe-

gen ist es ein totaler Rückschritt, neue Zölle einzuführen. Sie bedrohen die Freiheit 

der Wirtschaft, und deswegen müssen wir gerade in Bayern, einem exportorientierten 

Bundesland – fast hätte ich Nation gesagt –, gegen diese Zölle sein. Die müssen 

zurück, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Spannend fand ich die Rede vom Kollegen von der AfD, der so getan hat, als wäre die 

AfD die Wirtschaftspartei,

(Florian Köhler (AfD): Gut erkannt!)

hätte da irgendetwas gelernt. Wissen Sie: Zölle sind das eine. Die sind schlimm 

genug. Aber wenn man dann die eigentlich größte Freihandelszone, den Euro-

päischen Wirtschaftsraum, bedroht, indem man Europa zurückfahren will, bei einer 
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exportorientierten Nation wie der Bundesrepublik Deutschland und einem exportori-

entierten Bundesland wie Bayern, dann zeigt das, dass Sie gar keine Ahnung von 

Wirtschaftspolitik haben, aber wirklich gar keine!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Gehen wir zur nächsten Ebene, zu Europa: Extrem viel Regulierung und Bürokratie – 

gerade auch im Umweltbereich, Frau Kollegin – kommt von Europa. Jetzt haben wir 

Gott sei Dank wieder einen Bundeskanzler, der erkannt hat, dass Europa wichtig ist, 

der dort hinfährt. Getoppt wird das – und zwar im besten Sinne – von der Bayerischen 

Staatsregierung.

Lieber Markus Söder, es war richtig, am 1. Juli eine Kabinettsklausur in Brüssel, in 

Europa, abzuhalten, einen Forderungskatalog mit 86 Seiten aufzustellen, wie von dort 

auch ein wesentlicher Beitrag zur Ankurbelung der Wirtschaft und zur Entbürokratisie-

rung kommen muss. Das ist bayerische Politik. Wir segeln vor dem Wind.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Blicken wir auf die Kommunen, ein schönes Beispiel, oder zwei, aus meiner Heimat-

stadt München: Heute können Sie lesen, dass neue Strafgebühren eingeführt werden, 

wenn Baustellen zu lange dauern. Jeder weiß: Die Bauwirtschaft ist der Motor der 

Konjunktur. Es ist ein Ärgernis für die Bürgerinnen und Bürger, wenn Baustellen ewig 

nicht weiterbetrieben werden, wenn man den Eindruck hat: Da arbeitet überhaupt 

niemand. Aber wer in München unterwegs ist, weiß es ganz genau: Private Baustellen 

stehen dann still, wenn zum Beispiel ein Insolvenzfall eingetreten ist. Sie werden kei-

nen Insolvenzverwalter der Welt dazu bringen, irgendetwas anders oder schneller zu 

machen, wenn Sie da neue Strafgebühren, Ordnungswidrigkeitsgebühren, einführen. 

Am schlimmsten sind aber die städtischen Baustellen in München, auf denen wochen- 

und monatelang nichts passiert, weil sich keiner darum kümmert. Das ist SPD-Politik, 

sehr geehrter Herr Kollege von Brunn.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Widerspruch des Abgeordne-

ten Florian von Brunn (SPD))

Im Bund weht ein anderer Wind, mit einer guten Bundesregierung unter einem starken 

Kanzler.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Wir schaffen mit der degressiven AfA von 30 % – 30 % Abschreibung sind wirklich 

eine Nummer –

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

einen genau richtigen Kontrapunkt zur jahrelang unter der Ampel erfolgten Deindustri-

alisierung. Wir senken dann in der Folge auch den Körperschaftsteuersatz auf ein wie-

der international wettbewerbsfähiges Niveau. Das bedeutet Freiheit für die Wirtschaft, 

meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Jetzt kommen wir zur Politik hier im Freistaat. Ein Kompliment an die Bayerische 

Staatsregierung: Vier Modernisierungsgesetze, lange bevor andere überhaupt daran 

gedacht haben, dass wir Bürokratie abbauen. Das ist genau der richtige Weg. Aber 

was kommt dann? – Dann kommt das Klein-Klein. Die SPD sagt: Ja, aber bei den 

Kinderspielplätzen dürfen wir nichts verändern,

(Zuruf von den GRÜNEN)

Da dürfen wir nicht dafür sorgen, dass wir da Bürokratie abbauen; denn da ist die 

Bürokratie natürlich notwendig.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Oder bei der Abschaffung der völlig unsinnigen Freiflächengestaltungssatzungen, auf-

grund derer nachher noch der städtische Kommissar kommt und dich bestraft, weil der 
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Baum 20 Zentimeter weiter links steht:Nein, das können wir auf keinen Fall machen. 

Wir haben letzte Woche im Wirtschaftsausschuss gehört: Nein, wir können auch den 

Klimabericht nicht abschaffen. Der Klimabericht ist ein weiteres Bürokratiemonster.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege, achten Sie bitte auf die Redezeit.

Josef Schmid (CSU): Er hält einen von wirklicher Entbürokratisierung ab. So geht es 

nicht. Wir machen es richtig. Vier Modernisierungsgesetze stehen für sich.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächste Rednerin ist für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN Frau Kollegin Stephanie Schuhknecht.

Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und 

Kollegen, sehr geehrter Herr Ministerpräsident! "Freiheit, die ich meine" – dieses Ge-

dicht von Max von Schenkendorf begleitet uns seit den Befreiungskriegen, immer neu 

interpretiert wird es jeweils für das politische Agenda-Setting von unterschiedlicher 

Seite benutzt.

Der Begriff der Freiheit wird viel bemüht, oft unterschiedlich gedeutet und – ja – 

manchmal auch bis zur Unkenntlichkeit verwässert oder verdreht. Auch in dieser De-

batte haben wir zahlreiche Sichtweisen zum heutigen Thema "Mehr Freiheit für unsere 

Wirtschaft" gehört.

Ganz besonders interessant ist natürlich die Deutung der Kettensäge als Inbegriff der 

Freiheit. Ich als jemand, der ein Jahr lang in Argentinien gelebt hat und dort noch viele 

Freunde hat, muss angesichts einer Armutsquote von über 50 %, bei den Rentnern 

von 30 %, die sich in dieser Zeit verdoppelt hat, ehrlich fragen: Wo bleibt denn da die 

Freiheit für den Einzelnen in einem solchen Staat?

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Sicher ist das die Blaupause, die Sie für den sozialen Kahlschlag in unserem Land 

haben, wenn Sie irgendwann einmal – wir wollen das alle nicht hoffen – das Sagen 

haben sollten.

(Zuruf von der AfD: Es wird bald so weit sein!)

Welche Freiheit braucht eigentlich unsere Wirtschaft, braucht eigentlich Bayern? Wir 

dürfen nicht zulassen, dass Freihandel durch eine mutwillig begonnene Zolleskalati-

onsspirale untergraben wird. Am Ende – das wissen wir alle – gibt es nur Verlierer, 

allen voran natürlich unsere bayerische Wirtschaft, die sehr stark exportorientiert ist. 

Alarmierend ist außerdem, dass sogar die USA als ehemaliges Land of the Free 

zunehmend Freiheiten abbaut, die Rechtssicherheit unter Beschuss steht und dadurch 

auch die Investitionssicherheit zunehmend in Zweifel gezogen wird.

Herr Saller, wenn Sie die Wettbewerbsfähigkeit der USA so toll finden, warum werden 

denn dann dort Zölle eingeführt? Doch nicht, weil es dort so super läuft, sondern weil 

es offensichtlich auch dort Wettbewerbsnachteile gibt, die Trump damit auszugleichen 

versucht. Insofern kann ich die Lobeshymne auf die USA an dieser Stelle so nicht 

mitsingen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Doch auch in Europa geraten zunehmend gesicherte Freiheiten ins Wanken. Allein 

die innereuropäischen Grenzkontrollen verursachen im Handel mit Polen wirtschaftli-

che Schäden in Millionenhöhe durch Verzögerung bei unseren Lieferbetrieben, zum 

Beispiel im Automobilsektor, oder bei Betrieben, deren Personal grenzüberschreitend 

pendelt. Weniger Freiheit für die Wirtschaft heißt am Ende auch weniger Möglichkeiten 

für uns alle. Die Freiheit, die ich meine: Das bedeutet für mich offene Grenzen und 

fairer Handel.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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CDU und CSU haben die Axt an Schengen und Europa gelegt. Es ist die Union, die 

mit verschärften Grenzkontrollen die europäischen Nachbarn vor den Kopf stößt und 

damit das Europa ohne Grenzen gefährdet.

Freiheit bedeutet auch, sich nicht von fossilen Despoten abhängig zu machen. Die 

erneuerbaren Energien sind der Garant für langfristige echte Freiheit und Unabhän-

gigkeit unserer Unternehmen. Für mich besonders enttäuschend: Ministerin Reiche 

setzt weiterhin auf den Ausbau von Gaskraftwerken, ohne in den Ausschreibungen 

"H2-ready" vorzuschreiben. Heute kam die Nachricht, dass auch der Wasserstoffturbo 

für Offshore-Wind gestrichen werden soll. Wieder eine verpasste Chance, zukunftsfä-

hige Technologien voranzubringen und die Freiheit zu stärken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Abhängigkeit von fossilen Despoten ist eben das Gegenteil von Freiheit. Die "Frei-

heit, die ich meine", heißt erneuerbare Energien als Freiheitsenergien für unsere Wirt-

schaft.

Statt mutig voranzugehen, treten wir aufgrund politischer Fehlentscheidungen weiter 

auf der Stelle, und ich habe große Sorge, dass wir nach dem Altmaier-Knick als 

nächstes die Reiche-Delle zum Nachteil unserer Wirtschaft erleben müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Felix Locke (FREIE WÄHLER): Das sagt die, die 

Habeck gestellt hat! Wahnsinn!)

Unsere Betriebe in Bayern, ob Handwerk, Landwirtschaft oder Mittelstand, wollen 

ihren Teil dazu beitragen, dass es Bayern gut geht, doch sie fühlen sich oft alleingelas-

sen und sogar gegängelt. Wir GRÜNE stehen zu einer Freiheit, die auf Vertrauen ba-

siert: mehr Mut, mehr Selbstverantwortung, weniger Mikro-Management. Ich glaube, 

da sind wir uns hier inzwischen alle einig.

(Michael Hofmann (CSU): Sie machen es bloß anders, als Sie es sagen!)
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– Momentan regieren wir nicht.

(Michael Hofmann (CSU): Gott sei Dank!)

Insofern ist das schon Ihre Aufgabe.

Freiheit heißt für mich: mehr Vertrauen in Unternehmen und weniger Bürokratie. Die 

Freiheit, die ich meine, ist das Grundvertrauen in die Menschen; denn ich bin zutiefst 

überzeugt: Die Allermeisten wollen es richtig und korrekt machen. Darauf müssen wir 

alle vertrauen.

Gleichzeitig ist auch klar: Bürokratieabbau darf kein Deckmantel für die Abschaffung 

von Umwelt- und Sozialstandards sein – das haben wir auch schon gehört. Denn 

nur wenn wir jetzt nachhaltig und umweltbewusst handeln, gibt es auch für künftige 

Generationen Freiheitsgrade, die wir erhalten wollen.

Was wir brauchen, sind schlanke digitale Prozesse, verständliche Regelungen, One-

Stop-Shops statt Behördenmarathon, Fast Lanes für Fachkräfte, damit diese schnell 

arbeiten können und unsere Betriebe nicht so lange unnötig warten müssen. Wir 

brauchen KMU-Praxis-Checks, mit denen die Gesetze auf Alltagstauglichkeit geprüft 

werden, und zwar bevor sie Realität werden. Natürlich unterstützen wir Bagatellgren-

zen für Kleinbetriebe; denn natürlich haben diese ganz andere Voraussetzungen als 

weltweit agierende Großunternehmen.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Achten Sie bitte auf Ihre Redezeit, Frau Kollegin.

Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Das ist die Freiheit, die ich meine: Ein Staat, der 

klug handelt, Verantwortung übernimmt und den Menschen vertraut.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist für die Fraktion der FREI-

EN WÄHLER Herr Kollege Felix Locke.
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Felix Locke (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, geschätzte Kol-

leginnen und Kollegen! Frau Schuhknecht, es ist schon sehr mutig, sich als Abge-

ordnete der GRÜNEN hier hinzustellen, von Freiheit zu sprechen und die aktuelle 

Wirtschaftsministerin auf Bundesebene anzugehen, wo Sie doch drei Jahre den Wirt-

schaftsminister gestellt haben und eine Politik, die jenseits von Freiheit war, betrieben 

haben, indem Sie unter anderem mit dem Heizungsgesetz Zwang in unsere Gesell-

schaft gebracht haben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir stehen doch aktuell genau da und diskutieren das, weil wir drei Jahre lang den 

Karren an die Wand gefahren haben.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Nein, 16 Jahre!)

Jetzt müssen wir beginnen, die Wirtschaft mit klugen Entscheidungen wieder zum 

Florieren zu bringen.

Ich möchte an dieser Stelle auch einmal etwas betonen, das auch in den Beiträ-

gen der Opposition viel zu kurz gekommen ist, nämlich dass wir seitens des Frei-

staats Bayern, seitens der Regierungsfraktionen unseren Unternehmerinnen und un-

seren Unternehmern sehr dankbar sind. Sie reden doch unsere Unternehmer immer 

schlecht. Aktuell muss man schon Angst haben, sich selbstständig zu machen, weil 

man von den politischen Rändern gefühlt immer an den Pranger gestellt und unter 

Generalverdacht gestellt wird, irgendetwas falsch zu machen. Deswegen von meiner 

Fraktion ein Dank an alle Macherinnen und Macher, an alle Selbstständigen, an alle 

Unternehmer, an alle Start-up-Gründer. Ihr seid das Rückgrat unserer Gesellschaft.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Zuruf des Abgeordneten 

Florian von Brunn (SPD))

Lieber Herr Kollege von Brunn, Ihre Rede war so blass wie die Wirtschaftskompetenz 

in Ihrer Fraktion; denn Sie vergessen etwas: Nur mit einer starken Wirtschaft können 
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wir auch einen starken Sozialstaat tragen. Das vermisse ich bei Ihnen an der einen 

oder anderen Stelle.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Sie prangern auf der einen Seite zwar immer die sozialen Probleme an, gängeln aber 

auf der anderen Seite die Wirtschaft, weswegen wir nichts voranbekommen.

Wir brauchen beste Rahmenbedingungen und Freiheit für unsere Unternehmen, so-

dass wir auch wieder Steuern einnehmen können. Die Lösungen liegen doch auf der 

Hand. Die neue Bundesregierung hat auch in ihrem Koalitionsvertrag erste richtige 

Schritte auf den Weg gebracht.

Wir brauchen schnellstmöglich eine Arbeitszeitreform. Wir haben ein Arbeitszeitge-

setz, das an das industrielle Altertum erinnert. Wir brauchen die Flexibilisierung der 

Arbeitszeit. Wir müssen versuchen, durch eine Erhöhung des Steuerfreibetrags – 

hier unser Vorschlag von 2.000 Euro im Monat – dafür zu sorgen, dass mehr Netto 

vom Brutto übrig bleibt, statt durch ständige Erhöhungen des Mindestlohns die Wett-

bewerbsfähigkeit in unserem Freistaat weiterhin zu gefährden. Wir müssen es schaf-

fen, dass bei den Bürgerinnen und Bürgern an der einen oder anderen Stelle mehr 

ankommt, ohne die Wirtschaft im Freistaat weiter zu gängeln.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir brauchen auch beschleunigte Genehmigungs- und Planungsverfahren. Die Hasel-

maus ist schützenswert, ja. Es kann aber nicht sein, dass die Haselmaus am Ende 

den gesamten Wirtschaftssektor in Bayern lahmlegt, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Auch dort braucht es Mut, Maß und Verstand.

Wir müssen Investitionen fördern und Ideologien aus der politischen Diskussion her-

aushalten. Wir haben die Hightech Agenda, eine sehr kluge und richtige Entschei-

dung, die jetzt auch eine Blaupause auf der Bundesebene ist, wofür ich sehr dankbar 

bin, die den Motor auch in der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie in unserem 
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Freistaat in den nächsten Jahren zünden wird.Wir wollen für unsere Wirtschaft keine 

Verbote, sondern Anreize schaffen. Wir sind auf einem richtigen Weg.

Das Thema Fachkräftegewinnung ist auch extrem wichtig. Wir müssen das Thema 

Fast Lane voranbringen.

Wir müssen außerdem die Zuverdienstmöglichkeiten für Rentnerinnen und Rentner in 

diesem Land steuerlich so gestalten, dass diejenigen, die noch fähig sind und auch 

noch Lust haben weiterzuarbeiten, weiterhin in den Unternehmen mitwirken. Aktuell 

rentiert sich das Weiterarbeiten in einem Unternehmen für Rentnerinnen und Rentner 

fast gar nicht. Für diejenigen aber, die Lust haben und noch in der Lage sind, weiter-

hin zu arbeiten, brauchen wir bessere Rahmenbedingungen. Diese sollten wir nicht 

schlechter machen. Der Staat sollte dann bei diesen nicht in den Geldbeutel greifen, 

sondern sagen: Wenn du bereit bist, noch im Rentenalter etwas für die Gesellschaft zu 

leisten, wenn du bereit bist, auch noch im Rentenalter mitzuarbeiten und mitzuhelfen, 

dein Know-how weiterhin Unternehmen zur Verfügung stellst, dann darf der Staat nicht 

noch den Geldbeutel dieser Rentnerinnen und Rentner schröpfen. Es muss ein ganz 

klares Signal geben: Ein Zuverdienst muss für Rentnerinnen und Rentner kostenfrei 

bleiben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Wir brauchen Menschen, die vorangehen. Das Wirtschaftsministerium ist ein Schlüs-

selministerium in unserem Freistaat. Mit Hubert Aiwanger haben wir den richtigen 

Mann an der richtigen Stelle.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

Ich bin der Meinung, dass wir nach dieser Krise, nach den drei dunklen Jahren der 

Ampel, jetzt verstärkt mit einer Koalition aus CDU/CSU und SPD auf Bundesebene 

und FREIEN WÄHLERN und CSU auf bayerischer Ebene den Motor am Laufen hal-

ten. Mehr Freiheit für unsere Wirtschaft. – Vielen lieben Dank.

Protokollauszug
56. Plenum, 22.07.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 32



(Anhaltender Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU 

– Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Bravo! – Zurufe der Abgeordneten Volkmar 

Halbleib (SPD) und Gülseren Demirel (GRÜNE))

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Als Nächster spricht der Kollege Thomas Pirner 

für die CSU-Fraktion.

Thomas Pirner (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrter Herr Minister-

präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, der Herr Lipp ist nicht mehr hier – ach doch, er ist noch hier. Herr Lipp, 

wenn Sie Javier Milei und Argentinien mit Deutschland und Bayern vergleichen, dann 

weiß man, wes Geistes Kind Sie sind.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER, der GRÜNEN 

und der SPD)

Ich sage Ihnen auch ganz deutlich: Ich möchte niemanden, der durch unsere Verwal-

tung geht und wie mit einer Kettensäge Stellen abbaut. Ich glaube, das wäre ein 

Schlag ins Gesicht aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Verwaltung, die jeden 

Tag ordentliche Arbeit leisten. Deren Stellen würden Sie mit der Kettensäge abrasie-

ren.

(Zurufe der Abgeordneten Ferdinand Mang (AfD) und Oskar Lipp (AfD))

Ich bin nicht sicher, ob das langt. Sie würden die Kettensäge wahrscheinlich auch bei 

ganz anderen Dingen ansetzen. Das möchte ich absolut nicht. Das lehnen wir auch 

strikt ab, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Zuruf des 

Abgeordneten Florian Köhler (AfD))

Ich komme jetzt zum eigentlichen Thema. Ich würde es auch nicht als "Freiheit", 

sondern eher als "Freiraum" bezeichnen, als einen "Freiraum für unsere Wirtschaft". 
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Meine Damen und Herren, ich darf in meiner Funktion als Kammerpräsident mit vielen 

Unternehmerinnen und Unternehmern speziell aus dem Handwerk sprechen. Neben 

den Herausforderungen in der Wirtschaft wird mir immer widergespiegelt, dass die 

Bürokratie eines der Hemmnisse unserer Wirtschaft ist. Bürokratie muss dringend 

abgebaut werden.

Ich denke, wir bekommen aus der Wirtschaft und von den Verbänden für die mittler-

weile vier Modernisierungsgesetze, die wir auf den Weg gebracht haben, starken Rü-

ckenwind. Ich darf das auch einmal sagen. Meine Damen und Herren, das haben wir 

mit Mut und mit Durchsetzungskraft gemacht. Wir müssen das auch weiterhin tun. Wir 

sind damit noch lange nicht am Ende. Ich merke aber ständig, dass uns die Leute den 

Rücken freihalten und sagen: Jawohl, ihr seid auf dem richtigen Weg. Das sind die 

besten Ansätze. Wenn ich dann teilweise auch von der anderen Seite schon wieder 

höre: Oh, wir müssen dafür zur Kompensation irgendwelche Regelungen schaffen, 

dann ist das kontraproduktiv. Wenn wir alle gemeinsam an einem Strang ziehen und 

Bürokratie abbauen, dann helfen wir unserer Wirtschaft und stärken sie; dann helfen 

wir ihr zu investieren. Wir haben es gerade schon gehört: Wenn es der Wirtschaft gut 

geht, dann geht es auch der Gesellschaft, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 

gut. Dann können wir all die Dinge umsetzen, die wir sonst immer auf der Agenda 

haben. Ich glaube, daran müssen wir weiterarbeiten. Wir sind dabei auf einem guten 

Weg.

Ein weiterer Punkt ist, dass wir den Unternehmern und speziell der nachfolgenden 

Generation Mut zusprechen müssen, Betriebe zu übernehmen oder Start-ups zu 

gründen. Wenn wir uns hierherstellen und sagen: Es ist alles so schlimm und die 

Bürokratie verschlingt uns regelrecht, dann fragt man sich: Wie soll denn dann ein 

junger Mensch in das Unternehmertum starten, meine Damen und Herren? Das heißt, 

wir müssen aus der Politik heraus ein Zeichen setzen, dass es sich lohnt, in Bayern 

zu investieren, sich in Bayern selbstständig zu machen, ein Unternehmen zu gründen 

und es auch in nächster Generation fortzuführen. Dazu dienen die Modernisierungs-
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gesetze, die wir auf den Weg gebracht haben. Sie enthalten viele Punkte, die als 

positive Resonanz aus den Unternehmen zurückspiegeln, dass wir den richtigen Weg 

eingeschlagen haben, meine Damen und Herren.

Das heißt also wirklich: nicht "Freiheit", sondern auch "Freiraum". Lassen wir die 

Unternehmer auch wieder Unternehmer sein. Geben wir den Unternehmern eine 

gewisse Verantwortung wieder zurück. Versuchen wir auch, etwas zurückzunehmen 

und das Vertrauen in die Unternehmerschaft wiederherzustellen. Ich glaube, dieses 

Modernisierungsgesetz dient dazu, Vertrauen wiederherzustellen, damit die nächste 

Generation es probiert, Unternehmen zu übernehmen oder Start-ups zu gründen.

Meine Damen und Herren, wir sind auf dem richtigen Weg. Bayern ist ein starkes 

Land. Bayern hat eine starke Wirtschaft. Das soll auch so bleiben. Wir wollen weiterhin 

akribisch daran arbeiten, dass Bürokratie abgebaut und die Wirtschaft aufgebaut wird 

– für Investitionen, für unsere Gesellschaft und für unseren Freistaat. – Herzlichen 

Dank.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Als Nächster spricht der Staatsminister Hu-

bert Aiwanger für die Staatsregierung. – Herr Staatsminister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Hubert Aiwanger (Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie): Herr 

Präsident, Herr Ministerpräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Vielen Dank an die 

FREIEN WÄHLER für dieses Thema vor der Sommerpause, damit wir uns noch ein-

mal bewusst werden, wer uns ernährt, wer die Steuern zahlt, wer dafür sorgt, dass wir 

Feste feiern können, wer dafür sorgt, dass wir ein Dach über dem Kopf haben, dass 

wir funktionierende Krankenhäuser haben und in sozialem Wohlstand leben können. 

Für all das sorgt eine funktionierende Wirtschaft.

Diese funktionierende Wirtschaft kommt leider Gottes immer mehr unter Druck. Ich 

glaube, es ist sehr wichtig, als gesamte Gesellschaft einen Gesinnungswandel zu 
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vollziehen. Wir müssen uns wieder mehr bewusst werden, dass nur eine starke Wirt-

schaft unsere Zukunft garantiert. Wir müssen aus dem Modus der vergangenen Jahre 

und Jahrzehnte herauskommen, als man die Wirtschaft oftmals unter Generalverdacht 

gestellt hat, als man meinte, mit immer mehr Vorgaben und Vorschriften einen Kon-

trollzwang aufbauen zu müssen, weil man den Unternehmern nicht über den Weg 

getraut hat.

Ich glaube, es ist wirklich eine gesamtgesellschaftliche Sichtweise, die wir ändern 

müssen. In jedem schlechten Krimi ist der Bauunternehmer der Spitzbub vor Ort, 

den man kontrollieren müsste. In jeder politischen Debatte, die von der linken Seite 

geführt wird, wird immer nur ans Umverteilen gedacht. Als ich die Ausführungen von 

der SPD gehört habe, war ich überzeugt: Es ist doch richtig gewesen, dass wir als 

FREIE WÄHLER in der Bayerischen Staatsregierung geblieben sind. Wenn Sie von 

der SPD übernommen hätten und an der Regierungsbildung beteiligt gewesen wären, 

dann könnten wir hier zusperren. Dann wäre hier Feuer unterm Dach.

(Florian von Brunn (SPD): Das Bierzelt lässt grüßen!)

Wenn wir hören, dass sie umverteilen wollen, wenn wir nach Berlin schauen und 

sehen, dass die SPD Enteignungsgesetze diskutiert und ihr Lösungsansatz für das 

Lösen der Wohnungsproblematik in erster Linie ist, diejenigen, die noch Geld auf dem 

Konto haben, noch mehr zu belasten, ihnen am Ende die Häuser wegzunehmen und 

an Ihre Klientel zu verteilen,

(Florian von Brunn (SPD): Sie von den FREIEN WÄHLERN haben es nicht ein-

mal in den Bundestag geschafft! – Zuruf des Abgeordneten Oskar Lipp (AfD))

dann wird deutlich: Sie von der SPD verstehen unter "Freiheit" eine Befreiung der 

Immobilienbesitzer von ihren Häusern; Sie verstehen unter "Freiheit" eine Befreiung 

Vermögender vom Geld auf ihrem Konto. Dieses Geld verteilen Sie dann an Ihre Kli-

entel. Nach fünf Jahren ist die Party dann beendet, und dann haben wir die DDR 2.0. 

Das ist SPD-Politik.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zuruf von der SPD: So ein Schmarrn! 

– Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib (SPD) – Toni Schuberl (GRÜNE): 

DDR 2.0! Geht’s noch? Das sagt der mit dem Flugblatt!)

Deswegen die klare Erkenntnis: Bayern ist das wirtschaftlich stärkste Land Deutsch-

lands – auch deshalb, weil es seit Jahrzehnten bürgerlich und nicht von linken Traum-

tänzern regiert wird, die im Eigentum eine Raubbaumöglichkeit sehen und im Unter-

nehmer nur jemanden, den man kontrollieren muss und dem man das Leben schwer 

machen müsste.

Wir haben mit der neuen Bundesregierung viele Gespräche geführt. Mein Eindruck ist, 

dass der Wirtschaftsflügel der Union, von der Wirtschaftsministerin bis hin zum Bun-

deskanzler, weiß, wo man hinlangen müsste, wenn die SPD es erlauben würde.Ich 

glaube, das Schicksal unseres Landes wird sich genau an der Frage entscheiden, ob 

es möglich ist, dass die SPD einen wirtschaftsfreundlichen Kurs akzeptiert oder ob der 

linke Flügel der SPD, die Jusos usw., der Wirtschaft in den Rücken fällt, eigentums- 

und wirtschaftsfreundliche Politik verhindert und weiterhin eine Umverteilung von den 

Fleißigen zu den weniger Fleißigen organisiert, anstatt das Land wirtschaftlich wieder 

wettbewerbsfähig zu machen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ja, wir müssen die Steuern senken, und zwar möglichst schnell.

(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib (SPD) – Heiterkeit des Abgeordneten 

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Für mich kommt das Jahr 2028 mit dem Einstieg in die Absenkung der Körperschaft-

steuer zu spät.. Wir müssen das früher angehen. Mich wundert, dass die SPD nicht 

bereit ist, bei der Einkommensteuer für die Arbeitnehmer endlich mehr Freiheiten zu 

fordern und im Gegenzug deutliche Einschnitte beim Bürgergeld für die zu fordern, die 

arbeiten könnten, aber nicht arbeiten wollen, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dann würde sich Arbeit nämlich wieder lohnen, und dann könnten Sie vielleicht den 

letzten Wähler dort halten;

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie dürfen Ihre eigene Propaganda nicht so ernst neh-

men, Herr Kollege!)

denn der, der von der Umverteilung profitiert, der wählt ohnehin nicht mehr Sie, son-

dern der wählt links außen. Insofern kann ich Sie nur ermuntern und ermutigen und 

Sie an Ihre Verantwortung erinnern: Die SPD als frühere Arbeitnehmerpartei hat jetzt 

den Hebel in der Hand, wohin dieses Land steuert, ob wir weitere Wähler nach rechts 

außen treiben, weil Sie links alles blockieren, oder ob wir wieder in eine politische 

Mitte zurückkommen, wieder Politik für die Wirtschaft, für Wachstum, für Eigentum und 

Freiheit machen,

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

oder ob Sie Ihre sozialistische Klamottenkiste weiterführen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich sage ganz klar: Steuern für Unternehmen senken, Steuern für Arbeitnehmer sen-

ken, deutliche Einschnitte beim Bürgergeld für Arbeitsunwillige, auch die Energieprei-

se senken.

(Volkmar Halbleib (SPD): Ihnen gehen wohl die Argumente aus!)

Wir hätten jetzt die Möglichkeit. Wir haben jahrelang diskutiert. Die Ermäßigung der 

Stromsteuer um rund zwei Cent wurde uns von der EU verboten. Jetzt haben wir die 

Erlaubnis der EU, und die neue Regierung ist nicht in der Lage, diese Freiheit zu 

nutzen. Also nutzen Sie diese Freiheit zur Entlastung der Wirtschaft! Entlasten Sie die 

Mittelständler, Privatleute, das Handwerk, den Handel, die Gastronomie
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(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

um zwei Cent von der Stromsteuer. Da kommt bei einem Mittelständler schnell eine 

Summe von 10.000 Euro im Jahr und mehr zusammen. Dieses Geld muss dort an-

kommen. Dieses Geld müssen Sie natürlich woanders einsparen. Dafür fehlt Ihnen der 

politische Mut und die politische Rückendeckung vom linken Flügel Ihrer Partei; aber 

genau dort müssen wir ansetzen, um Bürger wirklich zu entlasten, meine Damen und 

Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Bayern ist führend. Da danke ich auch dem Koalitionspartner für die Vorarbeit und für 

die gute Zusammenarbeit. Wir haben bei den Start-ups mittlerweile die Spitzenstellung 

innerhalb Deutschlands erreicht. Wir haben Berlin abgehängt, wir haben Nordrhein-

Westfalen abgehängt. Wir haben hier bewiesen, dass wir mit gezielter Unterstützung 

von Unternehmerwille und Unternehmertum wieder etwas wachsen lassen können, 

wo man schon meinte, von hier würden immer mehr weggehen. – Wir müssen diese 

zarten Pflänzchen jetzt deutschlandweit besser nach oben bekommen. Wir müssen 

für bayerische Start-ups auch Mittel aus Berlin organisieren. Wir müssen – und darauf 

hoffe ich – im Sinne des Handwerks die Kofinanzierungen der Ausbildungsstätten im 

Handwerk aus der Bundeskasse bekommen, damit wir unsere Handwerksförderung 

auf modernstem Stand erhalten und dort einen starken Mittelstand aufbauen können.

Wir sagen an dieser Stelle allen Arbeitgebern und allen Unternehmern, die Arbeits-

plätze schaffen, und genauso den fleißigen Arbeitnehmern, die diese Arbeitsplätze 

ausfüllen, danke schön dafür, dass sie hoffentlich wieder in Deutschland investieren, 

dass sie hierbleiben und dass sie nicht alle abwandern unter dem Eindruck, dass 

andere Länder oft bessere Bedingungen bieten.

Meine Amerikareise hat mir wieder einmal bestätigt: Natürlich sind die Steuern dort 

niedriger. Die Energiepreise sind niedriger. Dort gibt es weniger Bürokratie. Wir kön-

nen aber noch mit dem starken Pfund wuchern, dass wir bestens ausgebildete Ar-
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beitnehmer haben. Wir sind im Handwerk und in der Industrie mit dem dualen Ausbil-

dungssystem weltweit spitze. Bis heute haben es nicht einmal die Chinesen geschafft, 

das abzukupfern. Die Amerikaner wollen das nicht abkupfern, weil sie den langen 

Atem nicht haben, diese Qualität der Ausbildung hinzubekommen. Wir machen also 

weiterhin gute Bildungspolitik, gute Ausbildungspolitik, Start-up-Förderung, Förderung 

innovativer Techniken – das sind unsere Schlagworte.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Wir fördern die Künstliche Intelligenz, die Digitalisierung, die Automatisierung, die 

Robotik, auch im Mittelstand und im Handwerk. Das sind unsere Erfolgsrezepte, und 

nicht Ihre Kontroll- und Umverteilungsmechanismen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie der Abgeordneten Kerstin Schreyer 

(CSU))

Aber ja: Wir brauchen einen Gesinnungswandel, und wir müssen uns geistig wieder 

frei

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

von dem Kontrollzwang machen, der in den letzten Jahrzehnten aufgebaut worden ist.

Und ja, auch in Bayern sagen uns die Leute draußen – vom Dorfwirt, der mit einer 

Denkmalschutzvorgabe konfrontiert ist, bis hin zur Großindustrie, die heute mit dem 

Verbrennerverbot oder künftig mit der Naturwiederherstellungsverordnung konfrontiert 

ist: Wir müssen diese Fesseln über Bord werfen. Wir müssen dort wieder mehr 

im Sinne der Wirtschaft entscheiden. All diejenigen, die ein Dorfwirtshaus bezüglich 

Denkmalschutz und ähnlicher Aspekte kontrollieren, müssen sich immer wieder über-

legen und sich vergegenwärtigen: ihr Arbeitsplatz wird auch von den Steuern bezahlt, 

die dieser Betrieb erwirtschaftet. Wir dürfen bei all den wichtigen Kontrollen, die durch-

geführt werden, nicht den Ast absägen, auf dem wir sitzen.
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"Freiheit für unsere Wirtschaft" heißt also auch, vom Ende her zu denken und nicht 

eine Politik zu fahren nach dem Motto: Operation gelungen, Patient tot. – Das Wirts-

haus soll nicht so lange kontrolliert werden, bis der Nachfolger es nicht mehr über-

nimmt, der Handwerksbetrieb nicht so lange kontrolliert werden, bis der Nachfolger 

sagt: Du, Papa, ich suche mir etwas anderes; ich spiele hier nicht mit. – Diese Ein-

schläge kommen mittlerweile nicht nur bei den Kleinbetrieben an.

(Florian von Brunn (SPD): Sie können unser Land nur schlechtreden, Herr Aiwan-

ger!)

Es wurde immer gesagt: Was der Großbetrieb leisten kann, kann der kleine Handwer-

ker noch lange nicht leisten. – Wir sind mittlerweile dort angekommen, dass auch der 

Großbetrieb mit dem Rücken zur Wand steht.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

– Ich sage Ihnen noch einmal dieses Stichwort: Lesen Sie genau, was in dieser 

Naturwiederherstellungsverordnung steht. Ich sage Ihnen voraus: Das ist politisch 

Heizungsgesetz im Quadrat. Was unter Habeck beim Heizungsgesetz passiert ist, 

wird mit dieser Naturwiederherstellungsverordnung im Quadrat passieren. Die Bauern 

werden wieder mit den Traktoren nach Berlin und Brüssel fahren, wenn dieser Unsinn 

nicht gestoppt wird, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Schauen Sie dort hinein. Da kann ich jetzt nur parteiübergreifend an alle appellieren, 

die Vertreter in Brüssel haben. Meine Damen und Herren, es gibt Vorschriften für 

die Kommunen, wie viel Flächenanteil die Grünflächen und die Baumbeschattung 

ausmachen, die regeln, dass dieser Anteil nicht reduziert werden darf, sondern erhöht 

werden muss. Es gibt Vorschriften, wie wir Moore prozentual wiedervernässen, wie 

wir unsere Wälder im schlimmsten Fall bewirtschaften müssen. Dort werden massivste 

Einschränkungen auf die Wirtschaft zukommen. Das wird bedeuten: Wohnraum in den 
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Städten wird teurer. Man wird nicht mehr so einfach nachverdichten können. Man wird 

nicht so einfach Wohnraum schaffen können. Es wird ein Vielfaches an Ausgleichsflä-

chen nötig sein. Der Landwirtschaft wird wieder Fläche entzogen werden. Also lesen 

Sie das bitte in den Sommerferien alle gemeinsam durch. Ich möchte nicht, dass es 

im Nachhinein heißt: Hätten wir das früher gewusst, hätten wir das entschärft. Meine 

Damen und Herren, die Naturwiederherstellungsverordnung ist eine politische Bombe. 

Die muss entschärft werden, bevor sie knallt. Lesen Sie das!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Genauso bitte ich Sie, sich das Verbrennerverbot jetzt genau anzuschauen. Man muss 

sich schon fragen, welche U-Boote in Brüssel losgeschickt werden, die plötzlich wie 

aus dem Nichts irgendwo auftauchen. Jetzt wird sogar diskutiert, dass Unternehmer 

ihre Betriebsflotten und Leihwagenfirmen ihre Fahrzeuge bereits ab 2030 vom Ver-

brennungsmotor freimachen müssen und dort dann nur noch Elektroautos zugelassen 

sind.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Stellen Sie sich das vor: Es wird von der EU vorgegeben, dass meinetwegen der 

Handwerksmeister in fünf Jahren nicht mehr ein Dienstauto oder ein Firmenauto auf 

Verbrennerbasis

(Florian von Brunn (SPD): Ich dachte, die stellen alle auf Wasserstoff um!)

fahren darf. Er darf dann vielleicht, obwohl er von der Technik überzeugt ist, nicht mit 

dem Auto fahren, mit dem er auch im Winter bei minus 10 Grad und einer Palette Ze-

ment auf dem Anhänger 500 Kilometer fahren kann, sondern er wird zum Elektroauto 

gezwungen, das an der Stelle nicht das richtige, vielleicht aber an anderer Stelle das 

richtige Fahrzeug ist.Wir müssen von diesem Dirigismus der EU wegkommen. Also 

ist die klare Botschaft: Abschaffung des Verbrennerverbots und – ganz klar – Techno-

logieoffenheit. Ab 2036 mit dem modernen Verbrenner zu fahren, ist auf jeden Fall 
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besser, als bis 2045 mit dem alten Verbrenner mit 12 Litern Spritverbrauch weiterzu-

fahren, während der andere vielleicht nur 4 Liter verbraucht. Das schafft Arbeitsplätze 

bei uns und sichert damit auch die Zukunft der Autoindustrie.

Nicht zuletzt hat die Autoindustrie vor Kurzem ein Papier veröffentlicht, in dem sie 

dringend vor dem Verbrenneraus 2035 warnt. Damit erreichen wir die Klimaziele in 

keiner Weise, es sei denn, Sie ziehen ab dem 1. Januar 2036 alle Autos von der 

Straße. Ich traue Ihnen das zu, offen gesagt. Aber wir müssen hier ganz klar sagen, 

dass wir die Technologieoffenheit brauchen. Wir müssen in Brüssel gegen die Na-

turwiederherstellungsverordnung vorgehen. Das Verbrennerverbot muss abgeschafft 

werden. Wir brauchen auch einen Stopp der Nachhaltigkeitsberichterstattung und der 

Lieferkettengesetze. Das sind die neuen Probleme.

Derzeit wird ja über ein Omnibusgesetz diskutiert, um dieses Thema der Lieferketten 

und der Nachhaltigkeit etwas zu entschärfen, und – siehe da – auf die Schnelle ver-

mutet man damit eine Einsparung von 360 Milliarden Euro; hier sieht man ganz klar, 

dass bei den Unternehmen unten weniger an Bürokratie ankommt. Kleinere Betriebe 

sind von Berichtspflichten usw. ausgenommen. Daran sieht man, wo der Hebel liegt. 

Wir brauchen hier ganz klar die Ansage, dass diese Berichtspflichten, die unseren 

Unternehmern die Luft nehmen, entfallen und wir mehr Freiheit zum Atmen für unsere 

Wirtschaft bekommen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Mehr Freiheit heißt für uns auch, dass draußen die Unternehmer im Zusammenwir-

ken mit der Kommunalpolitik und anderen Entscheidern schneller zu Genehmigungen 

kommen. Ich greife in diesem Zusammenhang auch wieder das Thema des Flächen-

verbrauchs auf. Natürlich wollen wir flächensparend agieren. Aber es hat eben keinen 

Sinn, hier die Kommunalpolitiker politisch so unter Druck zu setzen und ihnen zu 

sagen: Ihr dürft kaum noch neue Gewerbegebiete und Wohngebiete ausweisen, und 
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ihr sollt gleichzeitig möglichst auch nicht nachverdichten, damit die Grünfläche nicht 

verschwindet. – Wohin sollen wir denn bauen?

In diesem Sinne muss die bayerische, muss die deutsche Wirtschaft von Fesseln 

befreit werden, die ohne Not angelegt worden sind in einem Bewusstsein, dass man 

den Unternehmern nicht trauen dürfe. Das Gegenteil ist der Fall. Wir müssen der Wirt-

schaft wieder mehr vertrauen. Wir brauchen wieder mehr Freiheit für die Wirtschaft. 

Dann geht es diesem Land wieder gut.

Deshalb war diese Debatte heute so wichtig. Nehmen Sie diese Dinge mit in die 

nächsten Wochen. Reden Sie über die Sommerferien mit Betrieben bei Ihnen zu 

Hause. Die meisten werden Ihnen nicht in erster Linie sagen: Ich will mehr Geld 

verdienen, sondern die allermeisten werden Ihnen sagen: Lasst mich bitte in Ruhe mit 

überzogenen Vorgaben. Behandelt mich so, dass ich zumindest den Eindruck habe, 

dass ihr an meiner Seite steht, und macht mir nicht ohne Not das Leben schwer.

Deshalb sage ich noch einmal an dieser Stelle denjenigen großen Dank, die in den 

nächsten Wochen vielleicht nicht die Zeit haben, in Urlaub zu fahren, die schauen 

müssen, wie ihre Firma weiterläuft, die sich kümmern müssen, dass die Arbeitsplätze 

gesichert werden. Danke unserer Wirtschaft, den Unternehmern, den Arbeitnehmern! 

Alles Gute für die Zukunft!

(Lang anhaltender Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Staatsminister. – 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, ist die Aktuelle Stunde beendet.

(Zurufe von der SPD – Gegenrufe von der Regierungsbank)

– Kollegen der SPD-Fraktion, ich bitte jetzt um Ruhe hier.

(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib (SPD))

– Herr Kollege, Sie bekommen es gar nicht mit.
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